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» Kindenbuvg kandidiert
Mit einem raschen Entschluß hat Reichspräsident von

Hindenburg der Diskussion darüber , ob er selbst über -

Haupt noch bei der Reichspräsidentenwahl kandidieren
wolle oder nicht , ein Ende bereitet , indem er am gestrigen
Montag die Erklärung abgab , er habe sich entschlossen,
sich für eine etwaige Wiederwahl zur Verfügung zu
stellen, nachdem er gesehen habe , daß die Aufforderung
dazu nicht von einer Partei , fondern von breiten Volks »

schichten ergangen fei . Begreiflicherweife ist dieser Ent -

schluß des greisen Feldmarschalls in den Kreisen der
Reichsregierung und aller ihr nahestehenden Parteien
mit lebhafter Freude und großer Genugtuung begrüßt
worden . Kann man sich doch eine Wiedergesundung un -

serer innen - und außenpolitischen Verhältnisse nur unter
der Reichsprästdentschast eines Mannes vorstellen , der
nun schon durch viele Jahrzehnte hindurch bis in sein
85. Lebensjahr hinein leuchtende Beweise seiner natio¬
nalen Gesinnung und seiner vaterländischen Opferbereit -
fckmft gegeben hat .

Wenn ein so pflichttreuer Menfch wie Herr von Hin -
denburg sich zur Kandidatur entschließt , dann darf man
sicher sein , daß zum mindesten er selbst die Bedenken , die
im Hinblick auf fein hohes Alter vorgebracht werden
könnten , nicht für ausschlaggebend hält , daß er selbst sich
jedenfalls die Kraft und die Gesundheit zutraut , in die-
ser besonders kritischen Zeit als Oberhaupt des Reiches
seines Amtes zu walten . Und der Wunsch aller , denen
die Kandidatur Hindenburgs am Herzen liegt , kann nur
der sein , daß es der Vorsehung gefallen möge , dieses
pflichtbewußte Selbstvertrauen des Feldmarschalls zu
rechtfertigen .

Herr von Hindenbnrg ist im übrigen seiner schon vor
Wochen abgegebenen Erklärung , er wolle nicht gegen den
Willen seiner alten Wähler kandidieren , treu geblieben .
In der Hauptsache haben sich diese Wähler im Jahre 1925
zusammengesetzt aus ^Lolksgenossen , die dem Kysfhäufer -
bnnd der deutschen Kriegervereine angehören . Und ge-
rade der Präsident des Kyffhäuferbundes , General von
Hör «, hat noch vorgestern eine Kundgebung erlassen , in
der er ausdrücklich die alten Soldaten auffordert , dem
Generalfeldmarschall die Treue zu wahren . Vorher hat -
ten Besprechungen zwischen dem Reichspräsidenten und
Herrn von Horn stattgefunden . Zweifellos haben auch
diese Besprechungen Herrn von Hindenbnrg in seinem
Entschluß bestärkt .

Die Frage ist berechtigt , welche Verbände und Par -
teien sich bis jetzt eindeutig für eine Wiederwahl Hinden -
burgs ausgesprochen haben . Es sind folgende : der Kyff -
Häuserbund der deutschen Kriegervereine , die Reichstags -
fraktion des Landvolks , die Reichsleitung des Christlich -
Soziale « (evangelischen ) Volksdienstes , die Reichstags -
fraktionen der Deutschen Volkspartei und der Wirt -
schaftspartei , der Jungdeutsche Orden , die christlichen
Gewerkschaften . Daß das Zentrum und die Bayerische
Bolkspartei sich für die Wiederwahl Hindenburgs ein -
fetzen werden , wird allgemein angenommen . Und auch
die Sozialdemokratie wird nach den in den letzten Tagen
bekannt gewordener Äußerungen einzelner ihrer Führer
für Herrn von Hindenbnrg eintreten , um durch seine
Wahl einen Sieg des Faschismus zu verhüten .

Gegen eine Wahl Hindenburgs haben sich bisher aus -
gesprochen : die Nationalsozialisten , die Deutschnationalen
und bis zu einem gewissen Grade auch der Stahlhelm .
Sie tun es mit der Begründung , daß Hindenburg um
seiner Person willen durchaus keine Gegnerschaft ver -
diene , daß man sogar unter anderen Umständen eben -
falls für ihn gestimmt hätte , daß er aber als „Schutz -
fchild des Weimarer Systems " zu betrachten sei und des -
halb bekämpft werden müsse ; der Kampf gelte nicht der
verehrungswürdigen Gestalt des Feldmarschalls , sondern
dem System , mit dem sich der Reichspräsident identifi -
ziere . Der Bundesvorstand des Stahlhelm erklärt , daß
die Boraussetzungen , um für Hindenburgs Wiederwahl
einzutreten , nicht erfüllt seien , daß deshalb der Stahl -
Helm nunmehr freie Hand habe . Praktisch wird es wahr -
scheinlich so gehen , daß der Stahlhelm seinen Mitgliedern
die Stimmabgabe frei gibt . Unter den „Vorausfetzun -
gen " versteht der Stahlhelm bekanntlich die Absage Hin -
denburgs an das Kabinett Brüning und die Ausschrei -
bung neuer Reichstagswahlen .

Über die Aussichten , die Herr von Hindenburg bei der
neuen Wahl am 13. Mar * haben wird , läßt sich heute

Letzte Nachrichten
Die Kandidatur Hindenburg

Oberbürgermeister Sahm beimReichspräsidenten
CNB . Berlin , 16. Febr . <Priv .- Tel .) Reichspräsident

von Hindenburg empfing heute vormittag Oberbiirger -
meister vr . Sahm und mehrere Vertreter der im Reich ge-
bildeten Hindenburg - Ausschüsse . vr . Sahm machte
dem Reichspräsidenten Mitteilung von dem Ergebnis der von
den Hindenburg - Ausschüssen eingeleiteten Aktion.

2800000 Einzeichnuugen
Am frühen Abend des Montags belief sich die Zahl der

bisher dem Hindenburg - Ausschuß gemeldeten Eintragungen
auf 2 8 G 0 0 0 0. Auch jetzt noch fehlen aus . mehreren Or -
ten, vor allem auS zahlreichen Landgemeinden , abschließende
Meldungen .

Oesterreich fordert Erweiterung
feines jVwtfchaftsvanmes
Zollunion oder Donauföderation ?

MTB . Wien , 1«. Febr . Bundeskanzler vr . B u r e s ch hat
heute die Gesandten Deutschlands , Englands ,
Frankreichs und Italiens und anschließend daran die
diplomatischen Vertreter drr übrigen Staaten empfangen und
ihnen in einer längeren Regierungserklärung mitgeteilt , daß
Österreich unbedingt einer Erweiterung fei -
„ es wirtschaftlichen Arbeitsraumes bedarf. Die
österreichische Regierung erklärt deshalb , daß sie mit allen
Nachbarstaaten und mit allen Staaten , die dazu bereit sind,
in Verhandlungen über eine wirtschaftliche
Annäherung einzutreten wünsche. Der Bundeskanzler
ersuchte die Gesandten , ihren Regierungen davon Kenntnis
zu geben und sie zu bitten , die Bestrebungen drr österreichi-
schen Bundesregierung weitestgehend zu fördern .

Autonomie
für ElfaH-Lothvingen verlangt
Parteitag der Autonomisten in Straßburg

CNB . S t r a ß b » x g , 16. Febr . (Priv .- Tel .) Am Sonntag
hielten die beide» in einer Arbeitsgemeinschaft zusammenge -
schloffenen autonomistischen Parteien , die Lan -
d e s p a r t e i und die Fortschrittspartei , ihren dritten
Parteitag ab . Unter Berufung auf das Selb st b e -
stimmuugsrecht verlangte der Parteitag erneut die Au -
tonomie Elsaß - Lothriugeus im französischen Staat .

Eine weitere Entschließung nahm zur Frage der Abrüstung
Stellung und forderte die Sicherung des Friedens durch die
Revision der Friedensverträge , ferner die Umgestaltung des
Völkerbundes zu einer Körperschaft, die sich aus gewählten
Vertretern der Völker statt aus Abgesandten der Regierungen
zusammensetzt . Die Hauptforderung liegt in einer ausführ -
lichen Kundgebung zur Sprachenfrage , in der von neuem gegen
den Widerstand der französischen Verwaltungen gegen das
Recht auf die Muttersprache und ihre Pflege Einspruch erhoben
wird .

Die Elektrifizierung
der französischen Eisenbahnen
Straßburg —Basel und Mülhausen—Belfort
CNB . Straßburg , 16. Febr . <Priv .- Tel .) Die dem

Unterstaatssekretär Frey nahestehende „Neue Zeitung " verbrei -
tet sich in einem längeren Aufsatz über die Elektrifizie -
rung der französischen Eisenbahnen und teilt
dabei mit , daß bei einer Aufstellung der in Betracht kommen-
den Strecken die Strecken Straßburg — Basel und
Mülhausen — Belfort an die erste Stelle gesetzt wor -
den seien .

Den Grund für diese Matznahmen geben ausschließlich Wett -
bewerbsrücksichteu. Es sei zu berücksichtigen , datz vi » dem Elsaß
benachbarten Regionen die Elektrifizierung bereits durchgeführt
bzw . gründlich vorbereitet hätten . Ein Vorsprung der badischen
Bahnen auf diesem Gebiet würde dem Personenverkehr aus der
elsässischen Strecke und außerdem dem Güterverkehr der Bahn
und des Straßburger Rheinhafens erhebliche Einoutzen zufügen .
Diese Gesichtspunkte wurden von den Handelskammern des
Elsaß schon seit Jahren geltend gemacht . Sie stießen aber
lange auf den entschiedenen Widerstand des französischen Ge -
neralstabes , der aus militärischen Gründen an dem bisherigen
Zustande der Bahn festhalten wollte . Dieser Widerstand scheint
nun also aufgehört zu haben .

Der Ältestenrat des Reichstags ist für den 22 . Februar
abends einberufen worden, um darüber Beschlutz zu fassen ,
welche Gegenstände autzer dem Termin für die Reichspräsi -
dentenwahl vom Reichstag noch vor dem Beginn des Wahl¬
kampfes erledigt werden müssen .

schwer etwas Abschließendes sagen , zumal man noch gar
nicht weiß , wer seine Gegenkandidaten sein werden .
Immerhin werden diese Aussichten in Berlin als nicht
ungünstig beurteilt .

Zur Klemel -Svage
II . (Schlutz)

Litauische Undankbarkeit
In Genf hat sich der litauische Vertreter in den uner -

hörtesten Verdächtigungen gegen die deutsche Politik im
Memelland ergangen . In Wirklichkeit hat die deutsche
Politik kaum gegen irgendein anderes Land eine solche
Nachsicht und ein solch dauerndes Wohlwollen gezeigt ,
wie gegen Litauen . Mit Recht wird heute in der deut -
schen Presse hervorgehoben , daß dabei deutsche Interessen
schwer vernachlässigt worden sind und daß das deutsche
Volkstum im Memelland nicht so unterstützt wurde , wie
deutsche Volksteile in anderen Ländern . Der Grund ist
bekanntlich der , daß man Litauen deutscherseits (und
auch russifcherfeits ) schonte, um es gegen Polen zu stä»
ken. Aber dabei ist man viel zu weit gegangen und ist
immer wieder auf eine Hinterhältigkeit der national ,
litauischen Kreise und der Verantwortlichen in Litauen
gestoßen , welche die Vertragsunfähigkeit dieses Staates
bewies .

In Deutschland gab es bis zum ersten litauischen
Handstreich auf Memel im Jahre 1923 eine starke pro -
litauische Bewegung und Propaganda , die dem Memel -
land und seiner Bevölkerung viel Schaden zugefügt hat .
Ja , es ist wahrscheinlich richtig , daß sich die Litauer durch
die zahllosen Artikel und Notizen , die in deutschen Zei -
tungen und Zeitschriften erschienen, zu dem Putsch von
1923 ermuntert fühlten und ihn andernfalls vielleicht gar
nicht unternommen hätten . Einer der Vertreter dieser
prolitauischen Propaganda in Deutschland war der frü -
here sozialdemokratische Oberpräsident von Ostpreußen
und spätere Kappist , Winnig , ein Mann von besonders
bemerkenswerter politischer Jnstinktlosigkeit , der diese
Eigenschaft schon als Oftkommissar für das Baltikum
nach dem deutschen Zusammenbruch 1918 den Letten ge-
genüber zeigte . In einer Aussprache mit dem Verfasser
dieser Zeilen , die im Sommer 1922 in Königsberg vor
einem größeren Kreis von Politikern und Journalisten
stattfand , hat er seine Politik der Stützung Litauens (wie
er sie verstand ) als „eine Politik auf weite Sicht " be -
zeichnet . Wie weitsichtig Herr Winnig war , das wird er
nun sogar selbst wohl endlich eingesehen haben .

Das Memelstatut
Das Memelstatut bildet einen Teil des Memelabkom -

mens , das vom Völkerbundsrat in seiner 23 . Session in
Gens angenommen und von Litauen und den garantie -
renden Staaten England , Frankreich , Italien und Ja -
pan unterzeichnet worden ist. Das Memelabkommen
enthält einen allgemeinen Teil , das Statut des Memel -
gebiets , ein Statut für den Memeler Hafen und Bestim -
mungen über den Transitverkehr . Es heißt in dem
Memelstatut , daß dem Memelgebiet die überlieferten
Rechte und die Kultur seiner Bewohner erhalten werden
sollen und dasMemelland gesetzgeberische , richterliche,Ver -
waltuugs - und finanzielle Autonomie innerhalb genau
umschriebener Grenzen genießen soll . Der Präsident Li -
tauens soll einen Gouverneur ernennen , dieser den Prä -
sidenten des Gebiets , der solange im Amt zu bleiben hat ,als er das Vertrauen des Landtags genießt . Es liegt
somit bei dem Schritt des Gouverneurs Merkys tatsäch-
lich ein flagranter Bruch des Memelabkommens vor ,
worauf der deutsche Vertreter am Samstag in Genf hin -
wies . Ferner enthält das Memelstatut in Artikel 33 die
ausdrückliche Bestimmung ^ wonach das die Versamm -
lungs - oder die Vereinigungssreiheit , die Gewissenssrei -
heit und Pressefreiheit allen Bewohnern des Ge-
biets sichergestellt sein soll . Auch diese Bestimmung
ist seit dem Handstreich auf Memel 1923 von Litauen
dauernd auf das Schwerste verletzt worden . Die
litauische Besatzung hat im Memelland bis zum heutigen
Tage den Kriegszustand aufrechterhalten und unbeküm -
mert um die Bestimmung des Statuts die Bevölkerung
in der Ausübung wesentlicher Grundsätze , wie der Frei -
heit der Presse (durch eine rigorose Pressevorzensur ) und
der Versammlungsfreiheit auf das Stärkste beschränkt.
Auch angesichts der Genfer Verhandlungen wurde diese
Politik fortgesetzt . Die Memelländer konnten auch
keine Vertreter nach Genf senden. Zwei Abgeordneten
des Memeler Landtags wird die Ausreife verweigert , ob-
wohl die Ausreisegenehmigung verfassungsmäßig im
Rahmen der Memelantonomie liegt und dafür die li -
tauischen Behörden nicht zuständig sind. Die memellän -
dische Presse zeigt noch in ihren letzten Nummern groß «
Zensurlücken .



Lin bemerkenswerter Berichtaus dem Jahre ISA
Das Memelabkommen kam auf Grund eines Berichts

einer vom Völkerbund nach dem Memelland entsandten
Kommission , bestehend aus dem Amerikaner Norman
Davis , dem Holländer Croller und dem Schweden
Hoernell zustande . Schon vorher , nach dem Handstreich
im Januar 1923 , hatte die Botschafterkonferenz eine
Sonderkommission nach Memel ' zur Untersuchung der
Lage entsandt , die aus dem Franzosen Clinchant , dem
Italiener Aloisi und dem Engländer Fry bestand . Diese
Kommission hatte gleichfalls einen Bericht veröffentlicht ,
der recht bemerkenswerte Einzelheiten enthält . Die
ententistifchen Kommissionsmitglieder sprachen sich natür -

Jich nicht für die Rückgabe des Memellandes an Deutsch-
land aus , wenn sie auch indirekt andeuteten , daß diese
bei einer Volksabstimmung kommen würde . Anderer »
seits gaben sie der überwältigenden Majorität der
Bevölkerung Recht , die selbst 1922 , da sie diese Möglichkeit
verbaut sah , wenigstens einen von Litauen unabhängigen
Freistaat in einer privaten Volksabstimmung durch Ein -
tragung in Listen gefordert hatte .

Es heißt in dem Bericht der Kommission der Bot -
schafterkonferenz , daß die Memelfrage am besten noch
durch die Bildung eines Freistaats (nach Danziger Mu -
ster) hätte gelöst werden können . Eine Angliederung
des Memellandes an Litauen wurde als äußerst bedenk-
lich bezeichnet ; u . a . wurde darauf hingewiesen , daß die
Kotvnoer Regierung die Ausbeutung der litauischen
Wälder mit solcher Rachlässigkeit betrieb , daß es zu be -
dauern wäre , wenn auch die memelländischen Wälder
dieser Methode zum Opfer fallen würden . Ausführlich
wird darin auf den Gewaltstreich (coup de force ) vom
10. Januar 1923 eingegangen , der von der Komnoer
Regierung erdacht , vorbereitet und eingeleitet worden ist.
Dabei wird auch der Verdacht ausgesprochen , daß Li -
tauen von deutscher Seite dazu ermuntert worden sei . Es
wird gefragt , ob die litauische Regierung , ohne dazu an -
gespornt zu sein , sich erdreistet Hütte, ihr Heer gegen das
im Auftrag der Großmächte von einer französischen
Truppe besetzte Gebiet zu werfen , und auch auf die

- Entsendung russischer, bolschewistischer Vertreter nach
Memel Bezug genommen . Für diese Beschuldigung kann
sich Deutschland bei den Herren bedanken , die dauernd in
Deutschland eine prolitanische Propaganda betrieben .

Interessant ist aus diesem Bericht auch die richtige Fest -
stellung , daß die Ostgrenze des Memelgebiets , die frü -
here russisch -deutsche Grenze , „eine wirkliche Scheidewand
zwischen zwei besonderen Zivilisationen " darstellt . Es
heißt in dein Bericht : „Mindestens ein Jahrhundert
trennt sie voneinander . Das ist eine richtige Grenze zwi-
schen dem Westen und Osten , zwischen Europa und Asien ."
Ausdrücklich wird in diesem Bericht auch gesagt : „Wäh -
rend sich sämtliche Führer der Deutschen , mit denen die
Kommission zusammentraf , für einen Volksentscheid über
die Unabhängigkeitsfrage des Memelgebiets aussprachen ,
zeigte kein Nationallitauer den Wunsch nach dem Plebis¬
zit . Diese Tatsache zeigt deutlicher als alle Statistiken ,
daß sich die Mehrheit der Bewohner nicht aus Litauern
zusammensetzt ." Auch in wirtschaftlicher Hinsicht wird
eme Verleihung der Souveränität durch Litauen als
äußerst bedenklich bezeichnet . Es heißt in dem Bericht :
„ Die Haupteinnahmen des Memelgebiets sind die Zölle .
Wenn ein an Litauen angeschlossenes Memel seiner Zoll -
antonomie verlustig ginge Und keine festen Garantien
dafür erhalten würde , daß für den Ausbau bzw. Unter »
halt des Hafens die nötigen Summen bereitgestellt wer -
den würden , dann ist zu befürchten , daß der verlassene
Hafen bald versandet .

" Es wurde daher in dem Bericht
als besser bezeichnet, wenn Memel als unabhängiger
Staat unter der Kontrolle eines vom Völkerbund ernann -
ten Oberkommissars bleiben wurde .

Leider sind die Mahnungen dieses Berichts in der
Entscheidung des Völkerbunds nicht befolgt worden . Man
scheute sich . Schritte zu ergreifen , um die durch den
litauischen Überfall im Januar 1923 geschossenen voll¬
endeten Tatsachen wieder rückgängig zu machen und Li -
tauen zum Verlassen des Memellands , eventuell mit
Waffengewalt und durch eine Exekution , zu zwingen .
So kam man zu dem Kompromiß des Memelstatnts , das
obendrein von Litauen dauernd mißachtet und verletzt
uwrden ist:

Litauen und die Litauer
Der heutige litauische Staat umfaßt etwa 2V» Mil¬

lionen Einwohner , von denen jedoch ein sehr großer Teil
yicht dem litauischen Volkstum zugehört . In den grö -
ßeren und kleineren Städten lebt vor allem eine starke
ostjüdische Bevölkerung , die sehr oft das Übergewicht
hat . Ferner leben in Litauen sehr viele Polen (daneben
auch Deutsche , Russen , auch Tartaren ) , und in der litaui -
schen Hauptstadt Kowno waren sogar die Litauer lange
Zeit im Stadtparlament in einer schwachen Minderheit .
Das Litauertum hat seine Stärke in der bäuerlichen Be-
völkernng , anspruchslosen und gutmütigen Menschen , die
geringe Schuld an dem haben , was ihre Führer ,
größtenteils typische osteuropäische .Halbintellektuelle , tun .
die gerade das Gegenteil der erwähnten Eigenschaften
der bäuerlichen Schicht zeigen . Zahllos sind die Skan¬
dale und Schiebungen , die litauischen Minister und leiten -
den Beamten nachgewiesen wurden , gehässig und skrupel -
los ist ihre nationalistische Politik , und der Gipfel ist, daß
viele dieser Führer gar keine Litauer sind , sondern Po -
len und Russen , die ihren Namen einfach litauische En -
Äungen anhängen . So sind alle „Litauer " verdächtig ,
deren Namen auf -auskas oder -viczius enden . Diese
Endungen heißen m Wirklichkeit und hießen noch vor

kurzem gut polnisch
'
- ski oder russisch - witsch. Herr

Galvanauskas ist deshalb in Wirklichkeit ein Herr Gal -
vanowski und der Herr Markewiczius hieß noch vor kur -
zem Markewitsch . Dazu kommt noch eine altangesessene
Schicht von Gutsbesitzern . Es sind zum Teil zugewan -
derte Polen , zum größeren Teil aber litauischer Adel , der
jedoch vollkommen polonisiert ist und zum erheblichen Teil
der neuen Entwicklung gar nicht begeistert gegenüber -
steht .

Das einstige Großsürstrntuni Litauen war urspriing -
lich ein kleiner Nationalstaat , der dem Deutschen Orden
einst schwer zu schaffen gemacht hat . Später , unter dem
Großfürsten Vytautas (1392 bis 1430) , wurde Litauen
ein großes Reich, das von der Ostsee bis fast nach Kiew
und Moskau reichte (dem aber auch in seiner größten
Ausdehnung das Memelgebiet nie zugehört hat ) . Dieser
Staat war natürlich kein litauischer Nationalstaat , son-
dern hieß nur so nach seinen Fürsten , die in Wilna resi¬
dierten . Deshalb ist es auch ein Schwindel von der
„litauischen Hauptstadt Wilna "

z« sprechen , die bekannt -
lich durch den Gewaltstreich Zeligowskis vor dem
Memelputsch den Polen in die Hände siel . Wilna hat
gar nichts Litauisches . Die Stadt wird zum größten
Teil von Juden bewohnt , des weiteren in der Hauptsache
von Polen und Weißrussen . Auch die Landbevölkerung
des Wilnaer Gebiets ist in der Mehrzahl weiß -
russisch , und nur in der Minderzahl und in kleinen En -
klaven litauisch . Die Weißrussen sprechen eine Sprache ,
die etwa zwischen polnisch und russisch steht , aber schon
eher als polnischer Dialekt anzusprechen ist . Die Niehr -
zahl der Weißrussen lebt im angrenzenden Sowjetruß -
land , dem früheren Gouvernement Minsk .

Die litauische Sprache , die altertümlichste der europäi -
schen Sprachen , gehört dem preußisch - litauisch - lettischen
Sprachstamm an , welcher ein selbständiges Glied in der
indogermanischen Sprachenfamilie , ähnlich wie das Grie -
chische, bildet ', also nicht slawisch ist, trotzdem er sehr viele
slawische Lehnwörter und Bestandteile enthält (im Me -
melgebiet übrigens sehr viele deutsche Bestandteile ) . Das
Altpreußische , das einst die Bevölkerung des größeren
Teils de ? heutigen Ostpreußens sprach, ist bekanntlich
ausgestorben und eine sogenannte tote Sprache gewor -
den . Wir besitzen sogar noch Druckschriften wie Katechis -
men aus dem 17. und 18. Jahrhundert . Lettisch ist die
neueste Form dieses Sprachenstammes . Litauisch wird in
zahlreichen , oft stark verschiedenen Dialekten , vor allem im
früheren russischen Gouvernement Kowno , dem Kern des
heutigen Litauen , im nördlichen Teil des Gouvernements
Suwalki und östlich nach Wilna zu gesprochen . Das
heutige Ostpreußen hat nach der Abtretung des Memel -
gebiets nur sehr wenig Litauer . Im Memelland selbst
ist die Zahl der Personen mit litauischer Mutter - und
Familiensprache , trotz der jetzigen Zuwanderung aus
Großlitauen , nickt ganz so hoch wie die der deutsche»

Carl A u g . S e y f r i e d .

Die Reform der Sozialversicherung
Im Reichsarbeitsministerium sind die Vorarbeiten für die

Reform der Sozialversicherung so weit erledigt worden , daß
sich das Reichskabinelt damit beschäftigen kann . Boraussicht -
lich wird der Reichskanzler nach seiner Rückkehr eine Länder -
konfereuz zusammenberufen , um eine schnelle und reibungs -
lose Verabschiedung der Vorlage im Reichsrat zu sichern .

Der Grundgedanke der Vorlage besteht darin , den infolge
des starken Schrumpfungsprozesses der Wirtschaft zutage ge¬
tretenen Notstand der Sozialversicherung durch materielle und
organisatorische Maßnahmen auszugleichen . Die geplanten
Reformen beziehen sich auf die Kranken - , die Unfall - , Jnvali -
den- und Angestelltenversicherung . Es ist nach wie vor die
Absicht, dieses Reformwerk auf parlamentarischem Wege durch-
zuführen . Die Frage der Arbeitslosenversicherung und der
Wohlfahrtserwerbslosenfürsorge ist in dem Plan des Reichs -
arbeitsministeriums nicht behandelt worden .

Die Reichsbahn im Dezember
Der Güterverkehr der Deutschen Reichsbahn erreichte im

Dezember 1931 einen bisher nicht gekannten Tiesstand . Der
Wettbewerb des Lastkraftwagens inachte sich im Fernverkehr
in dem bisherigen Umfange fühlbar . Der verstärkte Wettbe -
werb 0er englischen Kohle wirkte sich in einer Abnahme des
Brennstosfversandes nach der Schweiz und nach Italien ans .
Der Personenverkehr erreichte durch die bekannten tärifari -
schen Erleichterungen zum Weihnachtsfest einen beachtlichen
Umfang . Die Einnahmen betrugen insgesamt 263,6 (No-
vember 290,01 ) Millionen Reichsmark . Die Einnahmen aus
dein Personen - und Gepäckverkehr blieben im Dezember 19:31
gegenüber 1930 um rund 16 Prozent zurück . Der Güterver -
kehr hat im Dezember 1931 starker als bisher nachgegeben ,
und zwar gegenüber 1930 um 29,2 Prozent .

Nach den vorläufige » Abfchlußzahlcn ergibt sich bei den Ge -
samteinnahmen gegenüber 1930 ein Rückgang von 727,7 Mil¬
lion ?» Reichsmark. Der Personalbestand hat sich auf 628 105
(November 1931 : 663 463 ) Köpfe vermindert .

Die Bölkerbundsversammlung wird aus Antrag Chinas vor-
anssichtlich in etwa acht bis zehn Tagen zusammentreten . —
Auf der Abrüstungskonferenz in Genf sprachen am Montag die
Vertreter von Norwegen , Portugal , der Türkei und Hollands .

Eine Engländerin aus Bombay ausgewiesen . Fräulein
Stade , Tochter eines englischen Admirals und treue Anhänge -
rin Gandhis , den sie bei seinen letzten europäischen Reisen
begleitete , wurde durch die Polizeibehörden gebeten , Bombay
binnen 24 Stunden zu verlassen . Sie hat einen Werbeseldzug
für die indischen Gewebe geleitet und hat mit den noch auf
freiem Fuß stehenden Kongreßführern in engen Beziehungen
gestanden .

Als die Polizei in Hamburg gestern nacht eine Ansamm¬
lung von 150 Kommunisten zerstreuen wollte , wurde sie mit
Schüssen empsangen . Ein Polizeibeamter wurde durch einen
Schulterschnß schwer verletzt. Fünf Kommunisten wurden fest-
genommen .

In der Nähe von Warschau wurden heute nacht drei Schutz -
leute bei der Festnahme eines Schwerverbrechers von Banditen
beschossen . Ein Polizist wurde getötet , die beide» anderen
schwer verletzt. Tie Verbrecher entkamen .

«m » OCH aanoetrn
Der bayerische Etat

. Der bayerische Staatshaushalt , der am Freitag dem Landia «
vorgelegt wurde , schließt im Ordinarium für 1932 in Einnahm -»und Ausgaben mit 641 Mill . RM . ab gegen 800 Mill . RM . fwVorjahre . Der Leiter des Finanzministeriums , StaatsratSchaeffer , hob ferner hervor, daß Bayern als erstes deutsche »Land seinen Haushaltsplan vorlege , der in Einnahmen und
Ausgaben ausgeglichen sei . Die Regierung glaube , wieder auslängere Sicht rechnen zu können . Sie wolle damit den Weg zurnormalen Zusammenarbeit zwischen Regierung und Volksver »
tretung eröffnen und die nicht ganz bedenkenfreie Zeit der Nzt .
Verordnungen wenigstens für Bayern damit im großen und
ganzen überwinden . Das deutsche Volk müsse wissen , das.Bayern die Kraft dazu aufbringe , weil es sich als freier deut -scher Staat fühle und als solcher im freien Entschluß mehr zugeben und zu leisten bereit sei, als je fremder Befehl einer
Provinz abzwingen könnte . Die Ausgaben seien gegenüber 1828um etwa 22 Prozent , die Einnahmen um etwa 19 Proz . ge .sunken . Während Schaeffer mit einer baldigen Regelung der
Eisenbahnabfindung nicht rechnet , forderte er die rasche Erled >.gung der Poftabfindung .

Exodus der Nationalsozialisten
aus dem Thüringer Landtag

Die Nationalsozialistische Fraktion des Thüringer Land -tages erklärt , daß sie an den Beratungen des Landtages nichtmehr teilnehmen werde . Sie werde aber jederzeit im Landtagerscheinen , wenn es ihr am zweckmäßigsten dünkt . Begründetwird der Auszug der Nationalsozialisten auS dem Landtagmit der Politik , der Thüringer Rumpfregierung nach dem« turz des Ministers Dr. Frick. Insbesondere wird die Reisedes Staatsministers Baum zum Reichsinnenrninister in Sa¬
chen der Einbürgerung Adolf Hitlers und die damit verbun -dene Bloßstellung des ehemaligen Innenministers Hr.! Frickals Grund angegeben .

Was zahlen die Länder den Fürsten ?
. v>m Rechtsausschuß des Reichstags gab OberregierungsratErbe vom Reichsinnenministerium einen Uberblick über die

finanziellen Leistungen der Länder an die vormals regieren ,
den Fürstenhäuser .

Preußen hat danach an laufenden , wiederkehrenden Lei-
stuiigen nur Pensionen an frühere Hofbeamte zu zahlen , die
im letzten Haushaltsjahr 2 .8 Millionen Reichsmark betrugen .Weitere Renten hat Preußen nicht zu zahlen .

Sachsen hat eine laufende Sekundogenitur - Rente zu zahlen ,
doch ist diese Sache noch streitig .

Württemberg hat an das frühere Königshaus Württembergeine jährliche Rente von 50 000 RM . zu zahlen , die bis 1927
mit dem zwanzigfachen Betrage abgelöst wird , ferner eine
Rente von 70 000 RM . an die frühere Königin .

Die jährlichen Zahlungen des Landes Mecklenburg - Schweri »
betragen 21000 >HM . an den früheren Großherzog , zahlbarbis zum Jahre 1938, je 11250 RM . auf Lebenszeit an die
Herzogin Marie Antoinette und eine Prinzessin , 7000 RM .an die Herzogin Elisabeth , ferner steht dem Herzog Adolf
Friedrich auf Lebenszeit der Nießbrauch von 1000 Hektar Forstin einem geschätzten Wert von etwa 40 000 RM . jährlich zu .

Branuschweig trägt anteilig die Ruhegehälter und Hinter -
bliebenenbezüge für 24 Beamte .

Schwarzburg - Rudolstadt hat folgende Leistungen zu erfül -
len : 12 000 RM . Leibrente an die Prinzessin Thekla , 60 000
Reichsmark Wttttim an Anna Luise , zwei vererbliche LeA>-
reUten in Höhe von je 5150 RM . , eine beschränkte , uererb -
liche Leibrente von 18 000 RM . an Prinz Friedrich Günter ,12 000 RM . Wittum an die verwitwete Prinzessin Alexandra ,
sowie zwei Leibrenten von je 6000 RM .

Die Äbvüstunsseonfevem
Die Etnreichung der Vorschläge

WTV . Gens , 16 . Febr . (Tel .) Vor Eintritt in die Tages -
ordnung der Abrüstungskonferenz sprach der Präsident den
Wunsch aus , daß alle Delegationen ihre Vorschläge bis Frei -
tag einreichen, damit in der Nachmittagssitzung des Büros über
die geschäftsordnungsmäßige Behandlung Beschluß gefaßt wer-
den könne. Heuderson betonte ausdrücklich, daß dadurch das
Recht der Delegationen , auch später Vorschläge zu unterbreiten ,
nicht verkürzt werden solle.

*
Dic deutschen Vorschläge i » Genf . Der deutsche Delegierte

auf der AbrüstungskPiferenz , Botschafter Nadolny , wird vor-
aussichtlich in der Generalaussprache das Wort ergreifen , um
die deutschen Porschläge , die am Donnerstag der Öffentlichkeit
übergeben werden , zu erörtern .

^ uvze « athvithteu
Ta « Reichstabinett hat am Montag die Beratungen über

die Bankcnfrage fortgesetzt. Sie sind aber noch nicht zueinem Abschluß gekommen. t
Die schwebende Schuld des Deutschen Reiches betrug nach

Mitteilung des Reichssinanzministeriums am 31 . Januar 1932
1858,8 Millionen Reichsmark gegenüber 1912 .6 Millionen
Reichsmark am 31 . Dezember 1931

Der Allgemeine Deutsche Bäderverband wird seinen Mit »
gliedern empfehlen , im Jahre 1932 eine weitere jgprozeutige
Preissenkung durchzuführen.

Zeituugsverbote . Der Berliner Polizeipräsident hat mit so-
fortiger Wirkung die „Rote Kahne " bis einschließlich 2g. Fe -
bruur 1832 verboten . — Der Oberpräsident von .Kassel hat die
nationalsozialistische Tageszeitung „Hessische Bolkswacht " bis
zum 7. März verboten .

Anschlag aus einen » ationalsozialistischen Abgeordneten . Der
nationalsozialistische hessische Landtagsabgeordnete Bnttlcr
aus Eberstadt wurde Montag abend in Darmstadt auf osfe-
»er Straße von unbekannten Tätern in den Rücke» geschos -
sen . Der Verletzte fand Aufnahme im Krankenhaus .

Ei« zweiter Stratosphärenflug
WTB . Augsburg , 16. Febr . (Tel . ) Ingenieur Dr. Kchser ,der Professor Picard bei seinem ersten Stratosphärenflug be-

gleitete , ist aus Innsbruck hier eingetroffen , um auf dem sei»
nerzeitigen Startplatz bei der Ballonfabrik eine Reihe von
Kontrollmessungen durchzuführen . Er bestätigte erneut , daß
Prof . Picard niit größter Wahrscheinlichkeit beabsichtige, vo «
Augsburg aus einen zweiten Stratosphärenflug zu organisie -
ren , den der belgische P hysiker Cosayn ö ausführen soll.

Die Polizei nahm heute , Dienstag früh , in Bremenhainbei Rothenburg (Schlesien ) etwa 30 Nationalsozialisten wegenverbotener Umzüge und Tragen « von Uniformen fest . Di «
Nationalsozialisten hatten sich zur Besichtigung eines SA .-Hei-
mes durch Oberstleutnant a. D . Roehm in Bremerhain einge »
funden

« I



Steuevevlekhtevttng
für evntegefchSdigte Landwirte

Me seinerzeit in der Presse bekanntgegeben wurde , sind die
Finanzämter auf das Ersuchen der Landwirtschaftskammer
dutch den Minister der Finanzen über das Landesfinanzamt
ingewiesen worden , den durch die Witterungsschäden des letz -
ten Jahres geschädigten Landwirten bei der Erhebung der
Grund - und Gewerbesteuer mit zinsloser Stundung und mit
Steuernachlatz weitgehendst entgegenzukommen .

Diese steuerliche Fürsorge ist von dem Minister der Fi -
nanzen aus Grund einer gemeinsamen Kundgebung der land -
wirtschaftlichen Organisationen über die Notlage der Forst -
Wirtschaft auch auf die Waldbesitzer ausgedehnt worden , so -
weit für sie bei dem großen Preis - und Absatzrückgang des
Holzes die Entrichtung der Grund - und Gewerbesteuer eine
besondere Härte bedeutet , insbesondere , wenn ihnen Einkom -
men aus anderen Quellen als dem Waldbesitz nicht oder nur
in geringem Umfange zur Verfügung stehen . Diese Rücksicht
soll auch aus Verpächter landwirtschaftlichen Grundbesitzes ge-
nömmen werden , die den Pachtzins vom Pächter mit Rück-
ficht auf die schwierige wirtschaftliche Lage in der Landwirt -
schaft nicht rechtzeitig erhalten können, auf den Pachtzins aber
in der Hauptsache angewiesen sind.

Die in Frage stehenden steuerstundungen und Steuernach -
läffe werden nicht von Amts wegen gewährt , sondern nur
auf Antrag des Steuerpflichtigen bei dem zuständigen Fi -
nanzamt . Sammeleingaben (gemeinsame Eingabe von Land -
mir tat einer Gemeinde ) sind zulässig .

Si « e neue Vottzeivevovdnung
für die Rheinsthlffahvt

Der Koblenzer Oberpräsident ( Rheinstrombauverwaltung )
« t eine neue Polizeiverordnung erlassen , die sich mit der
tnderung der Rheinschiffahrtspolizeiverordnung vom 1. Ja -

nuar 1913 befaßt . Nach einer neuen Verordnung über die
Ausübung der Schiffahrt bei bestimmten Wasserständen aufder Rheinstrecke zwischen Basel und Maxau befaßt sich die
neue Verordnung mit einer Reihe von Fragen hinsichtlich der
Vorschriften für die Schiffahrt auf dem Rhein -Seitenkanal
Hüningen - Kembs , um dann auf die Wahrschauen auf der
Felsenstrecke zwischen Bingen und St . Goar , die Fahrten
durch das Binger Loch und das Anlegen der Personendamp -
ser in St . Goar näher einzugehen .

In einer zweiten Polizeioerordnuug wird eine Änderung
der Ordnung für die Untersuchung der Rheinschiffe vorge -
noinmen , die sich mit Rhein -See -Schiffen , d . h . Schiffen , die
zur See - und Küstenfahrt zugelassen sind und ihre Brauch -
barkeit hierzu nachweisen können , befaßt . Die neuen Be -
stimmunqen trete » mit dein 1 . März 1932 in Kraft .

& ilfe * ttf dev NNnde «
Der Badische Blindenverein hielt — wie mitgeteilt wird —

w Freibürg und in Heidelberg , Karlsruhe , Konstanz , Mann -
heint , Pforzheim und Schopfheim öffentliche Blindenversamm -
lungen ab , um mit vereinter Kraft einen Hilferuf der Blin -
den in die Öffentlichkeit hinauszuschicken . Die Zuwendungenr de 'r freien Wohlfahrtspflege , die für die hilfsbedürftigen Blin -
den früher sehr viel getan hat , lasset, immer mehr nach . Die
Leistungen der öffentlichen Fürsorge werden immer mehr ab -
gebaut und die Sozialversicherungen sind ' dem gleichfalls ge¬
folgt .

, Nactt der neuesten amtlichen Erhebung sind von den 35 000
deutschen Wanden , nur 17 Proz . in der Lage , durch Renten -
einkommen dew Mindestbedarf zu decken , nämlich Kriegs -
blindx , Ilnfailrenlner und Beamtenpensionäre . Vom Ertrag
der eigenen Arbeit oder des eigenen Vermögens leben nur
3 Proz . der Blindenschaft , so daß ungefähr 80 Proz . übrig
bleiben , die mehr oder weniger auf Unterstützung und Al-
mosen oder auf die Gnade ihrer Angehörigen angewiesen sind.
Die deutschen Friedensblinden , die Blindenlehrer und Blin -
densürsorger fordern schon seit mehreren - Jahren die Einfüh -
rung einer öffentlich - rechtlichen Blindenrente , die alle Blin -
dennot beseitigen würde . Diese Fragen fanden in einer Ent -
schließung Ausdruck , in der es u . a . heißt :

Im Namen der 36 000 blinden Volksgenossen erheben
öffentliche Blindenversammlnngen in ganz Baden einen drin -
senden ' Notruf an die breiteste Öffentlichkeit gegen die fort -
schreitende Verelendung der weitaus »reisten Blinden . Auf
sie drückt dazu noch . die ganze Schwere ihres Schicksals . Fol -
gende Ziele werden aufgestellt : „Schaffung einer staatlichen
Blindenrente , und solange eine solche noch nicht eingeführt
ist, Verbesserung der öffentlichen Fürsorge für Blinde , ins -
besondere Berücksichtigung des durch die Blindheit verursach -
ten Mehrauswandes bei Bemessung der Fürsorgeleistungen ,
grundsätzliche und allgemeine Schonung der Blinden bei dem
gegenwärtigen Abbau der öffentlichen Fürsorge und bei den
geplanten Einschränkungen der Renten aus der Sozialver -
sicherung , Berücksichtigung der Blinden bei Arbeitsvermittlung
und bei Vergebung von Arbeitsaufträgen .

"

Aus der badischen Landwirtschaft
Das landwirtschaftliche Schulwesen in Baden . Auf Anre¬

gung des Ministers des Innern ist anläßlich der 38 . Wander -
Ausstellung der Deutschen Landwirtschafts - Gesellschaft in
Mannheim eine Sonderausstellung über das landwtrtschaft -
liche Schulwesen in Baden geplant . Zu den Kosten des Unter -
nehmens haben die Kreise des Landes einen entsprechenden
Beitrag in Aussicht gestellt . .

Bekämpfung der Reblaus . Durch eine Verordnung des Mi -
nisters des Innern vom S . Februar d . I . erhält der § 34 der
Verordnung über die Bekämpfung der Reblaus eine neue
Fassung . Dieser Paragraph handelt von der Vornahme der
Abschätzung und die darüber aufzunehmende Niederschrift .
Er bestimmt sodann : Das Bezirksamt setzt den Entschädi¬
gungsanspruch vorbehaltlich des Rechtsweges fest und benach -
richtigt den Rebbesitzer von der Abschätzung und der Höhe der
zustehenden Entschädigungen . Wenn sich der Rebbesitzer bei
der Eröffnung mit der festgesetzten Entschädigung unter Ver -
zicht auf das Klagerecht einverstanden erklärt , so ist diese vom
Weinbauinstitut alsbald zur Zahlung anzuweisen . Gibt der' Rebbesitzer diese Erklärung nicht ab , so wird die Entscheidungdes Bezirksamts entgültig , sofern nicht binnen sechs Mona -
ten vom Tag der Zustellung der Festsetzungsverfügung an der
Rechtsweg durch Erhebung der Klage beim zuständigen Ge -
richt beschritten wird .

Biirgcrmcistcrwahle » . In Sch- llach (Ami Neustadl ) wurde
im ersten Wahlgang mit 107 Stimmen Oehlerhofbauer Bern -
hard Tritfchler gewählt , der bereits seit 27 Jahren den Posteneines Ratsschreibers bekleidete . 30 Stimmen waren zersplit -
tert . — Die Bürgermeisterwahl in Krozingen , an der sich86 Prozent der Wahlberechtigten beteiligten , ist ergebnislos
verlaufen , so daß ein zweiter Wahlgang notwendig wird .

•qaoiyiocc muwwö
Der Geschäftsordnungsausschuß

des Landtags lehnte den Antrag ab , den kommunistischen Ab»
geordnetes Büning , der augenblicklich eine Gefängnisstrafe
verbüßt , während der Dauer der Landtagssesion aus dem Ge -
sängnis zu entlassen . Für den Antrag stimmten Demokraten
und Nationalsozialisten , während Volks - nnd Wirtschastspar -
tei sich der Stimme enthielten .

Vadttche polizeimeiftevstbaften
<wf dem Seldbevg

Auf dem Feldberg fanden am Freitag und Samstag unter
Anwesenheit von Polizeioberst Blankenborn , Karlsruhe , die
seit sieben Jahren bestehenden Badischen Polizeimeisterschaften
im Skilauf statt . Auch die diesjährigen Läufe haben bewie -
sen, daß der sportliche Skilaus in der badischen Polizei gut
gepflegt wird und auf beachtlicher Höhe steht . Den Langlauf
gewann in der offenen Klasse ^Streifenmeister Baumann ,
Freiburg , vor Streifenmeister Koch , Ireiburg , in der Alters -
klaffe Polizeiwachtmeister Steinbrunner , Freiburg . Der Ab -
fahrtslauf sah ebenfalls Streifenmeister Baumann siegreich .
Polizeioberleutnant Heller gewann die Altersklasse . Der kom-
binierte Lauf , der sich aus Lang - und Abfahrtslauf zufam -
men setzte, wurde von Streifenmeister Baumann , Freiburg ,in der offenen , von Polizeiwachtmeister Steinbrunner in der
Altersklasse gewonnen . Im Mannschaftslanf siegte der Poli -
zeisportvrrein Freibnrg vor Karlsruhe und Waldshnt .

Tagungen
Kongreß der Internationalen Bereinigung europäischer

Zuckerrübenpflanzer . In diesen Tagen findet in Heidelberg
der 6 . Kongreß der Internationalen Vereinigung europäischer
Zuckerrübenpflanzer statt . Es sind 40 Teilnehmer von 11 ver -
schiedenen Staaten zugegen , und zwar sind vertreten Deutsch -
land , Frankreich , Belgien , Schweden , Tschechoslowakei, Oster -
reich , Ungarn , Italien , Polen , Holland und Rumänien . In
der ersten Generalversammlung ivurde über die Organisation
der europäischen Zuckerrübenpflanzer gesprochen . Die Ver -
Handlungen wurden in deutscher und französischer Sprache
geführt . Am Montag wurden verschiedene in das Gebiet der
Vereinigung fallende Vorträge gehalten .

Der Deutsche Republikanische Studenteubund hält in der
Zeit vom IS . bis 21 . Februar in Mannheim seine süddeutsche
Arbeitstagung ab . Den Auftakt zur Tagung bildet eine am
Freitag , den 19. Februar , abends im Nibelungensaal statt -
findende öffentliche Kundgebung , bei der Reichstagsabgeord -
neter Dr. Breitfcheid , Reichsinnenminister a . D . Dr. Wirth ,
Oberbürgermeister 'Dr. Luppe -Nürnberg und Kapitänleutnant
zur See a . D . Dr Klotz-Berlin sprechen werden .

LWS dev LandesbauvMadt
Ein Gattenmord vor Gericht. - Vor dem Karlsruher Schwur -

gericht , das sich am Montag mit einem Meineidsprozeh beschäf¬
tigte , begann heute , Dienstag , vormittag unter den , Vorsitz
des Landgerichtspräsidenten Dr. Rudmann bei großem Andrang
des Publikums die Verhandlung gegen den 29jährigen Mecha -
niker Karl Schnaiter wegen Totschlags , verübt an seiner Ehe -
frau . In Straßbnrg als Sohn achtbarer Eltern geboren ,lernte Schnaiter in Karlsruhe das Mechanikevhandwerk und
stand bis September 1929 in Arbeit . seitdem ist er beschäf-
tigungslos . Er lernte 1926 seine dainals 20jäbrige Frau , eine
geb . Job , kennen . Die Schwiegereltern Ware » , nach den Air-
gaben Schnaiters , ursprünglich gegen eine Verheiratung . Man
wechselte oft die Wohnung und zog schließlich am 1 . Februar1931 in das Hans Kapellenstraße 66. Der Angeklagte innß zu¬
geben , daß er sichrem Trünke ergab ^ wenn er sich über „etwas "
ärgerte . Mit seiner Frau sei er . schnaiter , an sich sehr gut
gestanden . Sie sei aber ohne Grund eifersüchtig und miß -
trauisch gewesen . Der Angeklagte gibt zu , daß er dabei als
jähzorniger Mensch seine Frau mißhandelt hat, , so daß diese die
Ehescheidungsklage einreichen wollte . Der Vorsitzende stellt fest,
daß der Zwillingsbruder des Angeklagten eine eigenartigeRolle in der Sache spielt . Es schwebt ein Verfahren wegen
Anstiftung zur Tat gegen ihn , das noch nicht abgeschlossen ist.Der Eröffnungsbeschluß geht dahin , daß Schnaiter am 30 . Sep -
tember 1931, um S 'A Uhr morgens in seiner Wohnung nach
kurzem Wortwechsel mit dem Rastermesser seiner Fra » einen
tiefen Schnitt am Halse beibrachte , der -nach wenigen Minuten
den Tod durch Verblutung herbeiführte . Der Angeklagte gibtden Tatbestand zn , stellt aber in Abrede , daß er die Absicht
hatte , die Frau zu töten . Stark angetrunken kam der Ange -
klagte am Abend »ach Hause . Es gab eine sehr laute Szene ,wobei Schnaiter seine Frau mit Halsabschneiden bedroht haben
soll . Hausbewohuer holten die Polizei und Schnaiter wurde
in Notarrest verbracht Am Morgen kehrte er in die Wohnung
zurück , kurze Zeit darauf sei die Frau schimpfend die Treppe
heraufgekommen , schnaiter sei dadurch in eine sinnlose Er -
regung geraten , so daß er nicht mehr wußte , was er tat . Er
könne sich an Einzelheiten nicht erinnern . Auch wisse er nicht ,wie er aus dem Hause gekommen sei. Den Tag über sei er
umhergeirrt , und in den Wendstunden , auf einer Bank der
Hildapromenade sitzend, von der Polizei gefunden und festge -
nommen worden . Nochmals über das Motiv der Tat befragt ,erklärte der Angeklagte , er habe seiner Fra » höchstens einen
Denkzettel gebe» wolle ».

Badische Lichtspiele — Konzerthaus . Nach der erfolgreichen
Aufführung des indischen Grotzfilms „ Die Schicksalswürfel ",der uns einen Einblick in die indische Filmkunst zeigte , erleben
wir diese Woche eine Aufführung aus einem anderen Weltteil .Diesmal handelt es sich um eine Nasse, die uns immer nocham Herzen liegt : die Indianer . Besonders reges Interesse
zeigt sich natürlich bei der Jugend . „Karibou " — eine india -
nische Handlung — ist für viele ein Erlebnis . Recht interessant
sind die Gegenüberstellungen und Vergleiche mit der deutschen
Filmkunst . — Ein Propagandasilm der deutschen Reichspost
„Vergiß die Post nicht " ist recht hübsch zusammengestellt . „Wer
die Technik des Reisens versteht , für den ist das Reisen ein Ge -
nuß "

, dieser Wahlspruch wird hier bewiesen . — Der Brand des
Stuttgarter Schlosses ist in mehreren Bildern eindringlich fest -
gehalten . So bietet das abwechslungsreiche Programm der
Lichtspiele für jeden Besucher etwas besonderes . Auch das ge-
übte Ohr jedes Musikfreundes kann auf zwei Stunden sich, nn -
getrübtem Genuß hingeben .

EU» Ney , die einzige große Pianistin unserer Zeit , kehrt
nach Jahresftist wieder in Karlsruhe ein nnd gibt am kom-
Menden Freitag , den 19. Februar , abends 8 Uhr , im Eintracht -
saal einen Klavierabend , der diesmal der geiüalen Künstlerin
vielseitige Aufgaben stellt . Bach macht den Anfang mit Prä -
ludien und Fugen aus beide» Teilen des „Wohltemperierten
Klaviers " . Eine der späten Beethoven -Sonaten folgt : As »D »r

oi ) . U " , mit bct,fltolieu » chlußfuge . Es wird ganz besonder »1 interessieren , sodann Elly zum erstenmal bei uns Chopin spie»len zu hören , der in letzter Zeit sehr selten in den Klavier ,abenden der Großen zu hören war . Die berühmte Meisterinhat vier größere Stücke dieses einzigartigen Klavierpoeten ge-
wählt , darunter die graziöse „Berceuse "

, die As »£ ut Balladeund die As -Dur Polonaise . Zum Abschluß des Programm «werden wir das bunte Kaleidoskop des „Karneval " von Sch » .mann an uns vorüberziehen lassen, gewissermaßen zur Nach ,
seier des Fasching . — Wie uns die Konzertdirektion Kurt Neu -
feldt mitteilt , der wir diesen, leider so selten gewordenen Ge »
nutz eines erstrangigen Klavierabends zu verdanken haben ,ist der Vorverkauf für Freitag äußerst rege , was wohl auchzum Teil den so überaus niedrigem Eintrittspreisen zuzn -
schreiben ist . Eine zweite Borverkaufsstelle wurde , wie immerin der Buchhandlung Bielefeld am Marktplatz eingerichtet .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwartr , Karlsruh »,vom Dienstagmorgen : Eine aus Nordwesten zum Baltikum
gewanderte Zyklone hat ihre Bewölkung gerade noch bis nachSüddeutschland ausgedehnt . Hierbei kam es nachts nur zuleichten Frösten , stellenweise fiel vorübergehend leichter Schnee .Der über England liegende hohe Druck gewinnt aber bereit «wieder an Einfluß , so daß im Norden des Landes heute frühAufheiterung einsetzte . Der allgemeine Witterungscharakterwird daher anhalten , « oranssagc : Fortdauer der trockenen
Witterung , meist heiter , nachts wieder verschärfte Fröste , am
Tage m tiefen Lagen Temperaturen über Null .

Wasserstäude : Waldshut 167 minus 2, Schusterinsel 13 plus3, Kehl 168 plus 6 , Marau 326 minus I , Mannheim 187 plu «4, Caub 123 plus 2 .

-Kurze « atbvkbteu aus Badeu
DZ . Mannheim , 16. Febr . In einer gestern abend im Saal ,

bau veranstalteten öffentlichen Besprechung der Interessen -
gemeinschast der Mannheimer Gewerberaummieter wurde be-
schloffen, am 20 . Februar in den Lichtstreik zu treten , falls bis
dahin die Stadtverwaltung nicht der Forderung entspricht , den
Lichtstrom für die Ladenbesitzer von 40 auf 20 .jffrf pro Kilo¬
wattstunde herabzusetzen .

bld . Mannheim , IS . Febr . In den letzten Wochen bestand be-
kanntlich die Verpflichtung der Anmeldung von Waffen im
Privatbesitz . Nach der „Volksstimme " sind insgesamt 101)00
Anmeldebogcn für Hieb - , Stich - und Schußwaffen allein in
Mannheim ausgefüllt worden .

DZ . Oppenau , 15. Febr . Im Alter von 76 Jahren starb der
auf dem Nordwasserhos ansässige Generalmajor a . D . AdolfEmmerich Barth . Der Verstorbene entstammt einer alten Of -
fenburger Familie . Er war Bataillonskommandant in Lahrbeim Infanterieregiment 169 und später Kommandeur des
Infanterieregiments 99 in Zaber » . Während des Krieges war
er Hafenkommandant von Straßburg .

bld . Frciburg , 15. Febr . In Aftersteg bei Todtnau brannte
am Montag die Bürstenfabrik von Roman Dietsche aus noch
ungeklärter Ursache bis auf die Grundmauer » nieder . Der
im Speicher ausgebrochene Brand fand an den Holzvorräten
reiche Nahrung , so daß die einheimische und die Todtnauer
Feuerwehr sich darauf beschränken mußte » , ein Umsichgreifendes Feuers zu verhüten . Die Firma beschäftigte 40 Arbeiter ,die nun brotlos geworden sind . Der schaden selbst ist durch
Versicherung gedeckt.

bld . Neuenbürg (bei Müllheim ) , 15 . Febr . Infolge der grirn -
men Kälte . ist der Hüninger Kanal zugefroren . Die Schiffahrtüber den Rhein mußte daher eingestellt werden . Auch die
Meinrcgnlierniigsarbeiteii Kehl -Jskein wurden vorübergehend
eingestellt .

bld . Weil a . Rh . , 15 . Febr . Am Sonntagabend wurde i' ine
nationalsozialistische Versammlung , in der ein KarlsruherRedner sprach , aufgelöst , weil „ ach Ansicht des aufsichtsführen -
den Polizeibeamten der Redner den Reichskanzler und den
badischen Innenminister beleidigte . Der Redner wurde fest-
genommen , später aber freigelassen . — Wegen Verbreitungeines kommunistischen Flugblattes in Höllstein erhielten zwei
Kommunisten vom Schnellrichter Gefängnisstrafen von 20
und 30 Tagen , sechs weitere Angeklagte wurden freigesprochen .

Kandel und Wirtschaft

Devisennotierungen der Reichsbank
«Amtlich)

16 . Februar 15 . Februar
Cetd « rw «km Sinei

Amsterdam 100 @ . 170 .33 170 .67 169.93 170 2'.
Kopenhagen 100 Kr . 79.82 79.98 79.82 79.98
Italien . . 100 L. 21 .84 21 .88 21 .84 21 .88
London . 1 Pfd . 14.49 14.53 14 .49 14.53
New Uork . 1 D . 4 .209 4.217 4.209 4 .217
Paris ■ • . 100 Fr . 16.59 16.63 1659 16.63
Schweiz • . 100 Fr . 82,14 82 .30 82. 14 82 .30
Wien 100 Schilling 49 .95 50.05 49.95 50.05
Prag . . . . 100 Kr . 12.465 12 .485 12 .465 12 .485

Badische Bant . In der am Montag unter dem Vorsitz des
Präsidenten Dr . Lenel stattgehabten Sitzung des Aufsichtsratesder Badischen Bank wurde beschlossen, der am 7 . März 1932 in
Mannheim stattfindenden Generalversammlung eine Dividende
von 7 Proz . (i . V . 10 Proz . ) für das Geschäftsjahr 1931 vorzu-
schlagen .

Berein Deutscher Ölfabrite » AG ., Mannheim . In der Ge-
neralversammlung am 15 . d . M .< die der stellvertretende Vor -
sitzende , Albrecht Volland , Berlin , leitete , war ein Aktienkapitalvon 3 469 600 Ml vertreten . Die Regularien wurde » einstim -
mig genehmigt . Antragsgemäß wurde aus dem Reingewinn
von 624 031 (i . V . 556 520 ) Mi wiederum eine Dividende von
5 Proz . auf das Aktienkapital ausgeschüttet . 15 560 , 11225 )
Reichsmark werden der Reserve zugeführt , 20 000 ( 10 000) dem
Unterstützungskonto nnd 258 060 (243725 ) Ml auf neue Rech¬
nung vorgetragen . — Durch diese Bestimmungen der Aktien -
rechtsnotverordnung mußte der gesamte Aufsichtsrat neugewählt
werden , die bisherigen Mitglieder wurden sämtlich wiederge¬
wählt Einer Neuregelung unterliegt auch die Bemessung der
Vergütung . Jedes Aufsichtsratsmitglied soll fest 2000 Mi , der
Vorsitzende 4000 Mi beziehen . Die Tantiemensteuer trägt die
Gesellschaft . Der bisherige Tantiemebezug , der in einem Ver -
hältnis zum Reingewinn stand , fällt auch weg. Über den Ge -
schäftsgang im laufenden Jahr , das erst sechs Wochen um -
faßt , konnte nicht viel berichtet werden . Die Umsätze seienetwas zurückgegangen , der Preisstand der Rohmaterialien
beginne sich aber zu festigen . Die Verwaltung habe Vertrauen ,wenn sie auch etwas unter der verknappten Devisenoersorgungleide .

E. Büchle
Inh . W. Bertsch .

Spezialhaus für BÜdCr U .
Ludwigsplatz Ecke Erbprinzenstr. Bitte besichtigen Si» meine S Schaufenster .

Gute Ausführung bei
billigst . Berechnung
OroBe Auswahl
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Die Denkschvitt
des bad . Rechnungshofes

LH Die gemäß Artikel 25 des Gesetzes über die Einrichtung
« nd Befugnisse des Rechnungshofes vom 14. März 1923 und
8 33 der badischen Verfassung vom 21 . März ISIS dem Land -
tag vorzulegende , vom 20 . April 1S31 datierte

Denkschrift des Rechnungshofes
»ber feine Tätigkeit in der Zeit vom 1. Oktober ISA

bis mit 31 . März 1SS0
steht in diesen Tagen im Landtag zur Aussprache und Stel -
lungnahme . Sie ist abgedruckt in dem Heft MI der Druck-

(
achensammlung des badischen Landtags , das gleichzeitig die
ogenannte Vergleichende Darstellung der Boranschlagsätze und

Rechnnngsergebniss « für die Rechnungsjahre 1928 und 1929
und die RechnungSnachweisung für 1929 enthält . Ihr Inhalt
stellt sich als Niederschlag der Wahrnehmungen dar , die bei der
Prüfung der gesamten staatlichen Rechnungen (einschließlich
jener der wirtschaftlichen Unternehmungen , an denen der ba¬
dische Staat beteiligt ist) gemacht worden find und die nach
den vorausgegangenen Erinnerungen und Verhandlungen mit
den Kassen - und Anweisungsbehörden noch zur Kenntnis des
Landtags zu bringen für notwendig erachtet wurde . Es mutz
hierbei daran erinnert werden , daß die Mehrzahl der Bean -
standungen , die im Laufe des Abhörverfahrens eines Ge -
schäftsjahres erhoben worden sind — die Denkschrift gibt deren
Zahl auf mehr als rund 3000 sachlicher Art an — , bereits
ihre Erledigung in dem seinerzeit gepflogenen Schriftwechsel
gefunden hat , und daß in der Denkschrift in der Hauptsache
nur noch jene Fälle festgehalten werden , die schwerwiegendere
Außerachtlassungen von Gesetzen und Vorschriften bedeuten ,
Verletzungen namentlich wichtiger Etatbestimmungen betreffen
oder sonst unter den heutigen Zeitverhältnissen der Erörte -
rung und gegebenenfalls der Entscheidung durch die Volks -
Vertretung bedürfen . In der Vorlegung dieser Denkschrift , die
sich auch über Mängel der Verwaltung auszusprechen hat ,
tritt der Charakter des Nechnungshoss nicht allein als oberste
Prüfungsbehörde , sondern als Kontrollorgan des Landtags
deutsch zutage .

Bei der heute wesentlich schärfer als in der Vorkriegszeit
hinsetzenden Kritik an der öffentlichen Verwaltung ist es ein
besonderes Gebot der Rechnungsprüfung , auch Vorfälle von
zunächst oder scheinbar untergeordneter Art genauer unter die
Lupe zu nehmen , da aus vorgekommenen Irrtümern und
Fehlern in der Folge allgemein unrichtige Gesetzesauslegung ,
fehlerhafte Anweisung von Vorschriften und Mängel ähnlicher
Art sich ableiten , die im Bereich der gesamten Staatsverwal -
tung zu verhängnisvollen Folgen führen können und das Ver -
trauen in die ordnungsgemäße Handhabung der Gesetze usw .
untergraben . Nicht immer ist die Tragweite einer Verletzung
von Etats -, Kassen - und Nechnungsvorschristen sofort dem
fehlenden Beamten bewußt ; in manchen Fällen sind selbst die
Auffassungen höherer Instanzen über die Anwendung und
Auslegung getroffener Vorschriften geteilt und namentlich bei
der Eile und dem Umfang , mit der neue Gesetze und Verord -
nungen heute ins praktische Leben übersetzt werden müssen ,
während das zur Bewältigung der Arbeit vorhandene Personal
knapp bemessen ist oder nicht immer die nötigen Erfahrungen
besitzt, ist es nicht verlüunderlich , wenn zwischen dem Willen
des Gesetzgebers und der Ausführung seiner Anordnungen
in der Praxis oft noch bedenkliche Unterschiede bestehen . Die
Rechnungsprüfung wird auch diese Momente bei der Beurtei -
lung der beobachteten Mängel nicht übersehen , aber anderer -
seits danach streben müssen , den Erfordernissen der sparsamen
und wirtschaftlichen Verwendung der heute unter schweren
Opfer » aufgebrachten Staatsmittel zum Erfolg zu verhelfen ,
Fahrlässigkeiten nach dieser Richtung also nachdrücklich entge -
gentreten . So dürfte es . bei den vielen Verzweigungen in der
Durchführung des Staatshaushalts und seiner Kontrolle im -
mer gebotener erscheinen , wenn die Volksvertretung nicht nur
auf dem Weg schriftlicher Darlegungen , sondern bei ihren
Beratungen über den Vollzug des Staatshaushalts und über
die Rechnungsergebnisse von den sachkundigen Mitgliedern des
Rechnungshofes unmittelbar Aufschluß über die gemachten
Wahrnehmungen erhielte , daß der Rechnungshof überhaupt
bei der Beratung und Vertretung seines eigenen Saushalts
und seiner Denkschrift im Landtag selbst, und zwar Kraft eige-
ne » Rechts , teilnimmt , eine Forderung , die schon der verstor -
bene , ehemalige Rechnungshosprästdent und spätere Staats -
Präsident Dr. Wittemann in der früheren Denkschrift begrün -
det hat und die auch in der jetzt zur Debatte stehenden Denk -
schrift wiederholt ist .

II .
Was den weiteren Inhalt der Denkschrift anlangt , mag er -

wähnt sein , daß in Verfolg von Feststellungen , die in der
Denkschrift vom 39 . Dezember 1929 niedergelegt sind , gegen
den verantwortlichen Beamten vom Herrn Justizminister das
förmliche Disziplinarverfahren eingeleitet , hernach aber mit
Rücksicht auf das Ergebnis der Voruntersuchung , insbesondere
auf Grund eines bezirksärztlichen Gutachtens , eingestellt und
gegen den Beamten ein Verweis und eine Geldstrafe von
199 NM . ausgesprochen und ihm die Kosten des Verfahrens
auferlegt wurden . Der Fall bildete einen Beleg dafür , daß
bei fahrlässiger Verwaltung den Beamten gerade auf Ärund
der Rechnungsprüfung noch Unannehmlichkeiten treffen
können .

Den wesentlichsten Teil der Denkschrift füllen die
Wahrnehmungen und Anregungen des Abschnitts C aus , der
sich auf Beobachtungen im Bereich des Landtags , der Ministe -
rien des Innern , der Justiz , des Kultus und Unterrichts und
der Finanzen erstreckt.

Einen breiteren Raum nehmen darunter die Boranschlags -
Überschreitungen ein , und zwar handelt es sich um eine Reihe
von Positionen im Voranschlag des Ministeriums des Kultus
und Unterrichts . Sie belaufen sich im ganzen auf die Summe
von 1 652 271,72 RM . Ein nachträglich gestellter Antrag auf
Genehmigung der Überschreitung fand die Zustimmung des
Herrn Finanzministers nicht , da die Deckung weder durch ent -
sprechende Ersparnisse von sonstigen Ausgaben , noch durch
Mehreinnahmen gesichert gewesen sei und ohne diese Voraus -
setzungen nach einem ausdrücklichen Beschluß des Landtags
auch der Finanzminister zur Genehmigung der Überschreitung
nicht befugt sei. Hier wird nun der Landtag im einzelnen

zu prüfen haben , ob die Begründung der Überschreitungen als
stichhaltig im ganzen oder teilweise anzuerkennen ist, und da -
nach entscheiden , welche Folgerungen sich letzten Endes er ->
geben .

Auch bei der Rechnung der Psychiatrischen und Rervenklinik
Freiburg sind die Voranschlagssätze für sachliche Bedürfnisse
mehr oder minder erheblich ( im ganzen um 42 530,36 RM .)
überschritten worden , ohne daß vorher die Zustimmung des
Finanzministers eingeholt wurde , die übrigens auch einem
nachträglichen Antrag versagt geblieben ist. Es wird sich
auch hier darum handeln , ob der Landtag den nunmehr in der
vergleichenden Darstellung den betreffenden Voranschlags ® « -
schreitungen beigefügten Erläuterungen beipflichtet oder nicht .

Eine andere Bemängelung richtet sich gegen die Methode
der Zentralschulfondsverwaltung , die unstatthafterweise Bank¬
guthaben ansammelte , statt die entbehrlichen Kassenvorräte
der Landeshauptkasse zu überweisen , und die dadurch für ihre
Rechnung erzielten Bankzinsen als unerwartete Mehreinnah -
men noch kurz vor Rechnungsabschluß zur Deckung der Kosten
für Anschaffung verschiedener Einrichtungsgegenstände ohne
ausdrückliche Genehmigung des Finanzministers verwendet
hatte .

Schließlich wurde die Zahlung eines ansehnlichen Honorars
für Bauleitung des Erweiterungsbaues der Privatklinik und
des Landeskrüppelheims in der Stiftungsrechnunz der ortho -
pädischen Anstalt der Universität Heidelberg aufgegriffen . Da
es sich um die Summe von 64 548 RM . bei dieser Neben -
beschäftigung handelt , lag dem Rechnungshof daran , in der
Auslegung des Artikels 21 des früheren Etatgesetzes zu einer
Zweifel ausschließenden Fassung zu gelangen , die nun in der
neuen Staatshaushaltsordnung festgestellt ist. Der Ansicht
des Herrn Unterrichtsministers , daß der Stiftung die freie
Wahl des Architekten zustehe , ist der Herr Finanzminister von
vornherein entgegengetreten , es sei nämlich schon öfters bor -
gekommen , daß der Staat zur Vollendung von mit Stiftungs -
geldern begonnenen Bauten nachträglich noch erhebliche Mittel
habe aufbringen müssen .

Im Bereich des Ministers deS Innern stieß die Prüfungs¬
tätigkeit des Rechnungshofes u . a . auf Besonderheiten in der
Zahlung von Aufwandsentschädigungen für die Mitglieder der
Bezirksfchlichtungsausschüsse , die zur Anordnung des Ruck-
ersatzes von 1463,30 RM . führten , hierunter befinden sich auch
Sonderzulagen , die ohne gesetzliche Ermächtigung gewährt wor -
den waren . Anschließend an diese Wahrnehmung wurde die
Nachprüfung der Entschädigungen dieser Personen weiter aus -
gedehnt : !xis Ergebnis stand beim Abschluß der Denkschrift
noch nicht fest.

Ein umfangreicher Schriftwechsel hatte sich wegen der
Dienstreisen der Landesökonomieräte entsponnen . Anfänglich
glaubte der Herr Innenminister mit Rücksicht auf den eigenarti -
gen Dienst der Landesökonomieräte als Landwirtschaftsberater
und bei der bestehenden Rotlage der Gemeinden auf die Vorstel -
lungen des Rechnungshofs nicht eingehen zu sollen . Als ihm aber
eine Fülle von Einzelheiten zu beanstandender Art zur Kennt -
nis gebracht wurden , machte der Herr Minister des Innern ,
unter wesentlicher Berücksichtigung der Vorschläge des Rech-
nungshoses , den Landesökonomieräten tunlichste Sparsamkeit ,
Einschränkung ihrer Dienstreisen und insbesondere die Herbei -
führung des Rückersatzes derjenigen Kosten , die Dritte zu tra -
gen haben , zur Pflicht . Es hatte sich in dieser Sache ergeben ,
daß die Kosten für Dienstreisen dieser Beamten von 29 910 RM .
im Jahr 1926 auf 55 057 RM . im Jahr 1929 angewachsen
waren , und daß die Voranschlagsätze für 1928 und 1929 mit
zusammen 64 000 RM . um insgesamt 35 909 RM . überschrit -
teil worden sind.

Um eine durchgreifende Nachprüfung des Gefällansatzes bei den
Bezirksämtern zu ermöglichen , wurde auf Vorschlag des Rech-
nungshofs ein neues Geldstrafenverzeichnis und Strasgefäll -
buch eingeführt und überhaupt die sollmäßige Nachweisung
der nach den tatsächlich entstandenen Kosten zu erhebenden Ge -
bühren genauer gergelt . Mit dem Zweck , die anfallenden Ge -
bühren rascher für die Staatskasse verfügbar zu machen , wurde
die Verrechnung der bisher von den Eichämtern verwalteten
Gebühren und Kosten den Bezirksamtskassen übertragen , was
zu einer Personalersparnis führen dürfte . Der Anregung auf
Vereinfachung in der Buchung der Hebgebühren für den Ein -
zug der Viehseuchenentschädigungen und der Rindviehversiche -
rungsumlage hat der Minister des Innern ebenfalls entfpro -
chen. Bei der Erstellung der Polizeifunkanlage im Hofe des
Dienstgebäudes des Ministers des Innern durch Privatarchi -
tekten wurde die unterlassene Mitwirkung der zuständigen tech -
nischen Staatsbehörden bei Aufstellung der Voranschläge
und Nachprüfung der Rechnungen bemängelt .

In der Justizverwaltung drang der Rechnungshof mit sei-
ner Anregung auf Einsparung von Reisekosten der Rechts -
anwälte in Armensachen dürch. Die Höhe der Gebühren für
Sachverständige bot Veranlassung , namentlich auch wegen des
Ansatzes von Architektenforderungen , mehrfachen Schriftwechsel
zu führen , um Ansätzen , die dem „üblichen Preis " nicht ent -
sprechen , entgegenzuwirken . Schließlich wurde auch darauf
hingewirkt , daß Wein - und Branntweinuntersuchungen in ge-
richtlichen Angelegenheiten der Landwirtschaftlichen Versuchs -
anstatt Augustenberg übertragen werden , deren Beamte sie von
Amts wegen vorzunehmen haben , so daß die bisher bezahlten ,
nicht unerheblichen Sachverständigengebühren nunmehr in die
Staatskasse fließen . Bei Prüfung der Justizkassen wurde fest-
gestellt , daß einzelne Kassen durch umsichtige Betreibungs -
maßnahmen jährlich mehrere Tausend Reichsmark Mehrein -
nahmen erzielten , als andere Justizkassen , deren Umsicht und
Sorgfalt zu wünschen übrig ließ .

Allgemein sind der Staatskasse recht namhafte Ausgaben
durch häufige Teilnahme von Beamten an Kongressen , Ver¬
sammlungen , Besichtigungen usw . erwachsen . Die Denkschrift
führt Hierwegen einige krasse Beispiele an . Wegen der tun -
lichsten Berücksichtigung badischer Geschäfte für Warenliefe -
rungen sah sich das Staatsministerium auf Anregung deS
Rechnungshofs veranlaßt , nachdem der Herr Minister des In -
nern und der Herr Justizminister schon früher die unterstell -
ten Behörden in diesem Sinne angewiesen hatten , erneut ein
gleichmäßiges Vorgehen den einzelnen Fachministerien nahe -
zulegen .

Über die wirtschaftlichen Unternehmungen des Staates
orientiert der Abschnitt E> der Denkschrift , während im folgen -
den Abschnitt die Prüfungsergebnisse über die Rechnung der
gewerblichen Betriebe der Badischen Landwirtschaftskammer
niedergelegt und ausgewertet sind .

Rechnunqsprüsuttg der Notstandsbeihilfen
unv Unterstützungen

Runderlaß des Reichsministers der Finanzen
vo m 22. Juli 1931 — P 1820 — 17/31 P II/III — ;

Gelegentlich der vom Rechnungshof des Deutschen Reichs
vorgenommenen Prüfungen über Ausgaben für Notstands -
beihilfen und Unterstützungen hat sich herausgestellt , daß die
bei der Bewilligung von Beihilfen usw . vorgelegenen Unter -
lagen und Belege vielfach nicht mehr vorhanden waren , son -
dern seinerzeit den Gesuchstellern zurückgegeben und von
ihnen in der Zwischenzeit vernichtet worden sind . Da der
Rechnungshof des Deutschen Reichs künftig auf die Einsicht,
nähme der Belege bei größeren Bewilligungen nicht verzich.
ten kann , bitte ich, die Beamten usw ., denen eine Notstands -
beihilfe oder eine einmalige Unterstützung von mehr als509 W . oder eine Beihilfe für Heilstättenbehandlungen oderBadekuren von mehr als 1900 JM gewährt worden ist, zu ver-
pflichten , die ihren Anträgen beigefügt gewesenen Belege oder
beglaubigte Abschriften hiervon zu de» amtlichen Akten zubringen , damit sie dem Rechnungshof des Deutschen Reichs auf
Anforderung zu Prüfungszwecken überfandt werden könnenDie Anfertigung der Abschriften durch die Dienststellen ist nn-
zulasftg .

Die Gehaltsbezüge der Geistlichen und der Beamten der
Evangelischen Landeskirche Badens

Das neueste Kirchl . Verordnungsblatt vom 25 . Januar 1932
enthalt Vorläufige Kirchliche Gesetze, durch die die Gehalts -
bezuge der Geistlichen und der Beamten der Landeskirche , ihre
Ruhestandsbezüge und die Bezüge ihrer Hinterbliebenen ent -
sprechend denen der staatlichen Beamten mit Wirkung vom
1 . Januar 1932 gekürzt werden .

Jeitstbviftenftbau
Belhagen & « lasings Monatshefte . „Fritz Reuter als Mini -

ster der Regenkönigin ." Es handelt sich um einen Namens «,Vetter des großen Dichters . 0r . I . von Heimburg hat ihn inTransvaal kennengelernt und plaudert von ihm und seiner
Herrin im Februarheft von Velhagen & Klasings Monats ,
heften . Der Beitrag ist mit herrlichen Aufnahmen geschmücktund beweist , daß die überragende Güte der unerreicht » Zeit -
schuft unter der Ermäßigung des Preises auf 2,19 RM . nichtleidet . Den Hof der Regenkönigin Mudjadje zu besuchen , istnur durch Fritz Reuters Vermittlung möglich . Reuter ist das
Original der ganzen Gegend . Missionar , 85 Jahre alt . leitet er
schon seit über 59 Jahren die kleine Missionsanstalt im Ge-
bret der Regenkönigin . Damals , als er 1870 den Todesritt
von Mars la tour gegen schwarze Truppen gemacht hat , ohne
verwundet zu werden , hat er sich geschworen , Missionar zuwerden . Eine Gestalt , wie man sie nur ganz selten im Le-
ben trifft . Fritz Reuter hat das Mißtrauen Mudjadjes ebensouberwunden wie das ihrer Vorgängerinnen . Er hat sogarvor einigen Jahrzehnten den seltsamen Ruhm erworben . Jahre
hindurch als Werßer über einen .Negerstamm Recht zu sprechen.Und das kam so ? Eine lange Regenlosigkeit , unter der die
Eingeborenen schwer litten , führte man auf die Anwesenheitder Weißen zurück . Eingeborenenkriege entbrannten . Im
Verlauf blutiger Kämpfe nahm der Burengeneral Joubert die
Regenkönigin gefangen , deren Kunst , Regen zu machen , bis
in die entferntesten Winkel des regenarmen Landes berühmtwar , und führte sie nach Pretoria , um sie dort zu hängen .Reuter jagt ihm zu Pferde nach und erreicht ihn , noch
ehe das Unheil geschehen ist, welches das Ende seiner Mis-
swnsstation bedeutet haben würde . Man verhandelt . Schließ -
lich sagt Joubert : „ Meinetwegen , nimm das alte Mädchenwleder mit ! " Im Triumphzuge führte , sie der Missionar zumstamme zurück. Von dem Augenblick an hat er gewonnenes
spiel , und als die alte Königin stirbt , überträgt ihm der
Stamm bis zur Mündigkeit der jungen Königin die Gerichts -
barkeit . Er lernt den Kodex der Schwarzen kennen , weißbald , mit wieviel Ochsen er jeden Fall bestrafen muß . In
seinem Garten schreitet man über „die Treppen von Sans -
souci " — jeden Winkel seines kleinen tropischen Gartens hater ihm lieb gewordenen Stellen seiner Vaterstadt Potsdam
nachgebildet — zu einem Fleck unter alten Zypressen , wo er
Jahre hindurch im Kreise der Altesten über den Zt ^mm der
schwarzen Regenkönigin Recht gesprochen hat .

_ EINTRACHT I
Frei I « q , 119 . 1 Febr . , 28 Uhr

Klavier -Abend
ELLY NEY

I | *cllChoral a. d . Kantate 22 . Präl . u. Fugen B - Dur u .
I Cis-Mo!L Beethoven: Sonate As - Dur, op . 110. Chopin: i
I Nocturne E -Moil, Berceuse , Ballade As - Dur , PolonaiseAs - Dur. Schumann: Karneval op . 9. L .707 \

Karten zu 3,30, 2.75, 2.20 , 1,66 und 1 .10 RM . einschl.Steuer bei Bielefeld am Marktplatz und bei
KURT NEUFELDT
Waldstraße . 81

Wisches LmbestheM
Mittwoch . 17 . Februar 1932

6. Kinsonje -Konzert
Leitung : Josef Krips

Solisten : Ottomar Voigt ,
Heinrich Müller

Kodaly : Maroszeker Tänze
(Erstaufführung )

Mozart : Konzertante Sin -
fonie für Sologeige und

Solobratsche
Richard Strauß : Tod und

Verklärung
Anfang 20 Ende 21' /,

Preise 1,20 —4 XS

Do .18.2 .Tosca , Fr .19 .2 . Die
Heirat wider Willen . Hier -
auf : Der Misanthrop .
(£ « ■20 .2 . Napoleon oder Di c
Kundert Tage . So . 21 . 2-
Nachm .: Hanneles Himmel -
fahrt - Abds . ' Zum ersten -
mal : Das Herz . Im Kon -
zerthaus : Keine Vorstellg .

Druck G. Braun, Karlsruhe.
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